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SPD verlangt Klarstellung:

„Gezielte CDU-Falschinformationen zur Rente“

Mösse-Hagen und Friese kritisieren „Renten-Lüge der CDU“

"Die CDU macht mit gezielten Falschinformationen Wahlkampf auf dem Rücken der Rentnerinnen und Rentner im Land". Mit dieser scharfen Kritik wenden sich SPD-Landtagskandidatin Sibylle Mösse-Hagen und SPD-Bundestagsabgeordneter Harald Friese (beide Heilbronn) gegen „nachweislich falsche CDU-Behauptungen zur Rente, mit denen sich die Berliner CDU/CSU-Bundestagsfraktion in den baden-württembergischen Wahlkampf eingeschaltet hat“.

Mösse-Hagen fordert Ministerpräsident Teufel auf, sich klar und eindeutig von diesen Behauptungen der Berliner CDU-Zentrale zu distanzieren. Offenkundig falle der Bundes-CDU außer abstoßenden Verbrecherplakaten und dreisten Lügen zur Rente nichts ein. Die örtliche CDU-Kandidatin sollte sich den Grundsatz Teufels zu eigen machen, „sich in schwierigen Situationen immer in die Wahrheit zu flüchten“. Es sei höchste Zeit, daß Frau Lichy diesen Grundsatz ernst nehme und sich für die CDU-Lügen entschuldige.

Die CDU-Behauptung, die Renten würden sinken, sei nachweislich falsch, ergänzt Harald Friese: "In diesem Jahr werden die Renten voraussichtlich um 2,1 Prozent angehoben, so stark wie seit langem nicht mehr. In den nächsten Jahren steigen die Renten entsprechend der Lohnentwicklung".

Auch die Behauptung, Familien würden schlechter gestellt als Kinderlose sei belegbar falsch. Erwerbstätige Mütter mit kleinen Kindern und geringem Einkommen bekämen eine höhere Rente als je zuvor. Nichterwerbstätige Mütter von zwei und mehr Kindern erhielten bei der Rente einen zusätzlichen Kinderbonus. Mösse-Hagen: "Familien erhalten künftig staatliche Zuschüsse zur privaten Altersvorsorge. Wer Kinder erzieht, der erhält dafür vom Staat pro Kind 30 Mark im Monat Zuschuss zur privaten Altersvorsorge." Der staatliche Förderanteil an der gesamten privaten Altersvorsorge sei um so höher, je geringer das Einkommen und je höher die Zahl der Kinder sei.

SPD-MdB Friese erinnert die Landes-CDU daran, dass bei den CDU-Rentenplänen die Rentnerinnen und Rentner die Verlierer gewesen wären: "Die CDU wollte das Rentenniveau auf 64 Prozent absenken“. Ausgleichsmaßnahmen für kindererziehende Frauen oder Frauen mit Niedrigrenten seien nicht vorgesehen gewesen. Er erinnert auch daran, dass die CDU die Rentnerinnen und Rentner durch Steuern massiv belasten wolle: "In den mit Zustimmung des CDU-Landesvorsitzenden Erwin Teufel beschlossenen 'Petersberger Steuervorschlägen' der CDU ist vorgesehen, dass alle Rentnerinnen und Rentner ihre Renteneinkommen zu 50 Prozent versteuern müssen“. „Wer im Glashaus sitzt“, lautet Frieses Fazit in Sachen „CDU und Rentenpolitik“, „sollte nicht mit Steinen werfen“.

